
SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS
EVGENI TANCHEV

vom 15. Juli 2021 1

Verbundene Rechtssachen C-693/19 und C-831/19

SPV Project 1503 Srl,
Dobank SpA

gegen
YB (C-693/19)

und
Banco di Desio e della Brianza SpA,

Banca di Credito Cooperativo di Carugate e Inzago Sc,
Intesa Sanpaolo SpA,

Banca Popolare di Sondrio ScpA,
Cerved Credit Management SpA

gegen
YX,

ZW (C-831/19)

(Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale di Milano [Gericht Mailand, Italien])

„Vorlage zur Vorabentscheidung  –  Richtlinie 93/13/EWG  –  Missbräuchliche Klauseln in 
Verbraucherverträgen  –  Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1  –  Effektivitätsgrundsatz  –  Art. 47 der 

Charta der Grundrechte der Europäischen Union  –  Mahnverfahren  –  
Vollstreckungsverfahren  –  Rechtskräftiger Mahnbescheid  –  Befugnis des für die 
Zwangsvollstreckung zuständigen nationalen Gerichts zur Prüfung der etwaigen 

Missbräuchlichkeit von Vertragsklauseln  –  Grundsatz der Rechtskraft  –  Ausschlusswirkung“

I. Einleitung

1. Die beiden vorliegenden Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale di Milano (Gericht 
Mailand, Italien) haben die Auslegung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993
über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen 2 und des Art. 47 der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union (im Folgenden: Charta) zum Gegenstand. Sie ergehen im 
Rahmen von Verfahren zur Vollstreckung von Mahnbescheiden, die nicht angefochten wurden 
und daher endgültig geworden sind.

DE

Sammlung der Rechtsprechung

1 Originalsprache: Englisch.
2 ABl. 1993, L 95, S. 29.
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2. Die Hauptfrage in den vorliegenden Rechtssachen geht im Wesentlichen dahin, ob Art. 6 
Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 93/13 sowie Art. 47 der Charta einer nationalen Regelung 
entgegenstehen, nach der das Vollstreckungsgericht die etwaige Missbräuchlichkeit der dem 
Mahnbescheid zugrunde liegenden Vertragsklauseln wegen der Rechtskraft dieses Bescheids 
nicht überprüfen darf.

3. Parallel zu den vorliegenden Rechtssachen sind beim Gerichtshof drei andere Rechtssachen 
(C-600/19, C-725/19 und C-869/19) anhängig, in denen ich meine Schlussanträge heute stellen 
werde. Diese Rechtssachen beruhen auf Vorabentscheidungsersuchen aus Spanien und 
Rumänien und betreffen ähnliche und womöglich heikle Fragen zum Umfang der Pflicht des 
nationalen Gerichts, im Einklang mit der Rechtsprechung des Gerichtshofs zur Auslegung der 
Richtlinie 93/13 Vertragsklauseln von Amts wegen (ex officio) auf ihre Missbräuchlichkeit zu 
prüfen, und zum Verhältnis zu bestimmten nationalen Verfahrensgrundsätzen, einschließlich 
des Grundsatzes der Rechtskraft.

4. Die vorliegenden Rechtssachen bieten dem Gerichtshof daher die Gelegenheit, seine 
Rechtsprechung zur Richtlinie 93/13 weiterzuentwickeln und namentlich Fragen zum Grundsatz 
der Rechtskraft im Hinblick auf die gerichtliche Überprüfung missbräuchlicher Klauseln nach 
dieser Richtlinie zu klären. In diesem Kontext werfen diese Rechtssachen auch Fragen nach dem 
Verhältnis zwischen dem Effektivitätsgrundsatz und Art. 47 der Charta auf.

II. Rechtlicher Rahmen

A. Unionsrecht

5. Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 93/13 lautet:

„Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass missbräuchliche Klauseln in Verträgen, die ein 
Gewerbetreibender mit einem Verbraucher geschlossen hat, für den Verbraucher unverbindlich 
sind, und legen die Bedingungen hierfür in ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften fest; sie 
sehen ferner vor, dass der Vertrag für beide Parteien auf derselben Grundlage bindend bleibt, 
wenn er ohne die missbräuchlichen Klauseln bestehen kann.“

6. Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 93/13 bestimmt:

„Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass im Interesse der Verbraucher und der gewerbetreibenden 
Wettbewerber angemessene und wirksame Mittel vorhanden sind, damit der Verwendung 
missbräuchlicher Klauseln durch einen Gewerbetreibenden in den Verträgen, die er mit 
Verbrauchern schließt, ein Ende gesetzt wird.“

B. Italienisches Recht

7. Mit dem Decreto legislativo n. 206 recante Codice del consumo (gesetzesvertretendes Dekret 
Nr. 206 über das Verbrauchergesetzbuch) vom 6. September 2005 (Supplemento ordinario zur 
GURI Nr. 235 vom 8. Oktober 2005) (im Folgenden: Verbrauchergesetzbuch) wurde die Richtlinie 
93/13 in italienisches Recht umgesetzt.
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8. Art. 633 des Codice di procedura civile (im Folgenden: Zivilprozessordnung) sieht vor:

„Wegen eines Anspruchs auf einen bestimmten Geldbetrag oder auf eine bestimmte Menge 
vertretbarer Sachen oder auf Herausgabe einer bestimmten beweglichen Sache erlässt das 
zuständige Gericht auf Antrag des Gläubigers einen Zahlungs- oder Herausgabebescheid:

(1) wenn für den geltend gemachten Anspruch ein schriftlicher Beweis vorgelegt wird;

…“

9. Art. 641 der Zivilprozessordnung bestimmt:

„Liegen die in Art. 633 vorgesehenen Voraussetzungen vor, fordert das Gericht durch mit 
Gründen versehenen und binnen dreißig Tagen nach Eingang des Antrags zu erlassenden 
Bescheid die Gegenpartei auf, innerhalb von vierzig Tagen den Betrag zu zahlen oder die 
beanspruchte Sache beziehungsweise die Menge an beanspruchten Sachen herauszugeben oder 
anstelle Letzterer den in Art. 639 genannten Betrag zu zahlen, wobei es ausdrücklich darauf 
hinweist, dass diese Partei innerhalb derselben Frist nach Maßgabe der folgenden Artikel 
Widerspruch erheben kann und dass, falls kein Widerspruch erhoben wird, die 
Zwangsvollstreckung erfolgen wird.

…“

10. Art. 647 der Zivilprozessordnung lautet:

„Ist innerhalb der vorgesehenen Frist kein Widerspruch erhoben worden oder hat sich der 
Widersprechende nicht auf das Verfahren eingelassen, erklärt das Gericht, das den Bescheid 
ausgestellt hat, diesen auf – auch mündlichen – Antrag des Antragstellers für vollstreckbar. Im 
erstgenannten Fall muss das Gericht eine erneute Zustellung anordnen, wenn es sich zeigt oder 
wahrscheinlich erscheint, dass der Antragsgegner von dem Bescheid keine Kenntnis hatte.

Ist der Bescheid gemäß diesem Artikel für vollstreckbar erklärt worden, kann der Widerspruch, 
unbeschadet der Bestimmungen des Art. 650, nicht mehr erhoben oder weiter betrieben werden; 
eine etwa geleistete Sicherheit wird freigegeben.“

11. In Art. 650 der Zivilprozessordnung heißt es:

„Der Antragsgegner kann auch nach Ablauf der in dem Bescheid festgesetzten Frist Widerspruch 
erheben, wenn er nachweist, dass er davon aufgrund von Zustellungsmängeln oder wegen eines 
zufälligen Ereignisses oder wegen höherer Gewalt nicht rechtzeitig erfahren hatte.

…

Der Widerspruch ist nicht mehr zulässig, sobald ein Zeitraum von zehn Tagen ab der ersten 
Vollstreckungshandlung verstrichen ist.“

12. Art. 2909 des Codice civile (im Folgenden: Zivilgesetzbuch) sieht vor:

„In rechtskräftigen Urteilen enthaltene Feststellungen sind für die Parteien, ihre Erben oder 
Rechtsnachfolger in jeder Hinsicht bindend.“
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III. Sachverhalt, Ausgangsverfahren und Vorlagefragen

A. Rechtssache C-693/19, SPV Project 1503 u. a.

13. Ausweislich des Vorlagebeschlusses schloss YB als Verbraucher drei Darlehensverträge über 
einen Gesamtbetrag von 18 200 Euro mit der Findomestic Banca SpA. Letztere trat ihre Forder
ung später an die Activa Factor SpA ab, die diese Forderung wiederum an die SPV Project 1503 Srl 
(im Folgenden: SPV) abtrat. Nach den Bestimmungen der betreffenden Verträge waren bei Zah
lungsverzug eine Vertragsstrafe sowie Verzugszinsen zu zahlen.

14. Am 10. Juli 2012 erließ das zuständige Gericht gegen YB einen Mahnbescheid in Höhe von 
16 290,52 Euro wegen der aufgrund dieser Verträge geschuldeten Darlehensbeträge zuzüglich 
der vertraglichen Verzugszinsen. YB erhob keinen Widerspruch gegen den Mahnbescheid, der 
somit rechtskräftig wurde.

15. Die SPV ließ YB daraufhin einen Beschluss vom 21. September 2016 zur Pfändung von 
Forderungen zustellen, die YB gegenüber Dritten zustanden; der Beschluss wies einen Betrag von 
31 332 Euro aus, der sich aus 16 290,52 Euro als Hauptschuld und 13 539,27 Euro als Zinsen 
gemäß Mahnbescheid sowie im Übrigen aus Kosten und Gebühren zusammensetzte.

16. Die SPV und ein weiterer Gläubiger leiteten sodann gegen YB das Vollstreckungsverfahren 
vor dem vorlegenden Gericht ein.

17. In diesem Verfahren befand das vorlegende Gericht, dass die Klausel, aufgrund deren die 
Verzugszinsen mit einem Jahreszinssatz von mehr als 14 % zu berechnen waren, missbräuchlich 
sein könnte. Es gab der SPV auf, die Darlehensverträge vorzulegen, auf deren Grundlage der 
Mahnbescheid erlassen worden war, und forderte YB auf, zu erklären, ob er willens sei, die 
Missbräuchlichkeit der Klauseln bezüglich der Verzugszinsen geltend zu machen, so dass die 
Forderung der SPV möglicherweise verringert werden könne. Daraufhin berief sich YB auf die 
Missbräuchlichkeit der die Berechnung der Verzugszinsen betreffenden Klausel. Das vorlegende 
Gericht wies auf die Möglichkeit hin, die Missbräuchlichkeit dieser Klausel von Amts wegen zu 
prüfen, und beraumte eine mündliche Verhandlung an, damit die Parteien sich dazu äußern 
konnten. Die SPV meinte insoweit u. a., dass man sich über die Rechtskraft des Mahnbescheids 
nicht hinwegsetzen könne.

18. Das vorlegende Gericht führt aus, nach der Rechtsprechung der Corte suprema di cassazione 
(Kassationsgerichtshof, Italien) erfasse die Rechtskraft nicht nur den ausdrücklichen Wortlaut der 
Entscheidung, sondern auch die Begründung, die, wenn auch implizit, deren logisch-rechtliche 
Voraussetzung sei. Dies gelte auch für den die Zahlung eines Geldbetrags anordnenden 
Mahnbescheid, der, wenn kein Widerspruch erhoben werde, hinsichtlich der geltend gemachten 
Forderung wie auch ihrer Anspruchsgrundlage rechtskräftig werde, so dass eine weitere Prüfung 
der Gründe ausgeschlossen sei, die zur Begründung des damit zusammenhängenden Antrags 
angeführt worden seien. Der in der nationalen Rechtsprechung aufgestellte Grundsatz der 
sogenannten impliziten Rechtskraft beruhe somit auf der Überlegung, dass das Gericht, wenn es 
über eine bestimmte Frage entschieden habe, offensichtlich alle anderen Vorfragen zu dieser 
ausdrücklich entschiedenen Frage in dem Sinne mitentschieden habe, dass sie seiner 
Entscheidung nicht entgegenstünden.

4                                                                                                                  ECLI:EU:C:2021:615

SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN TANCHEV – VERBUNDENE RECHTSSACHEN C-693/19 UND C-831/19 
SPV PROJECT 1503 U. A.



19. Sei dem Gläubiger wie im vorliegenden Fall ein Mahnbescheid erteilt worden, könne er durch 
Zustellung des Pfändungsbeschlusses das im nationalen Recht als Zwangsexpropriationsverfahren 
bezeichnete Vollstreckungsverfahren einleiten, indem er durch die Expropriation bei Dritten 
aufgrund des Mahnbescheids als Vollstreckungstitel die Forderungen seines Schuldners gegen 
Dritte der Zwangsexpropriation unterwerfe. Das Gericht dürfe im Vollstreckungsverfahren von 
Amts wegen überprüfen, ob ein Vollstreckungstitel vorliege und ob die Forderung richtig beziffert 
sei; das gelte jedoch nicht für den eigentlichen Inhalt dieses Titels.

20. Das vorlegende Gericht hat Zweifel, ob die Klauseln, in denen die Quantifizierung der 
Verzugszinsen geregelt und eine Vertragsstrafe vorgesehen ist, mit dem Verbrauchergesetzbuch 
und der Richtlinie 93/13 vereinbar sind. Das Gericht, von dem der Mahnbescheid erlassen worden 
sei, habe nicht geprüft, ob diese Klauseln eventuell missbräuchlich seien. Da YB dem 
Mahnbescheid nicht widersprochen habe, sei dieser jedoch nach nationalem Recht rechtskräftig 
geworden, und die Frage, ob die Klauseln der Darlehensverträge missbräuchlich seien, sei 
implizit rechtskräftig entschieden. Folglich sei es dem vorlegenden Gericht als 
Vollstreckungsgericht nicht möglich, die etwaige Missbräuchlichkeit der Klauseln festzustellen, 
da es nach nationalem Recht keine inhaltliche Prüfung des Mahnbescheids durchführen dürfe 
und dieser rechtskräftig geworden sei.

21. Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs zur Richtlinie 93/13 könne der Grundsatz der 
Rechtskraft unter bestimmten Voraussetzungen außer Acht gelassen werden. Daher sei zu 
überlegen, ob das Erfordernis, das formale Gleichgewicht zwischen den Vertragsparteien durch 
ein wirkliches Gleichgewicht zu ersetzen, so dass diese Parteien wieder einander gleichgestellt 
seien, das Vollstreckungsgericht berechtige, den Verbraucher auf die etwaige Missbräuchlichkeit 
der Vertragsklauseln hinzuweisen, die in dem rechtskräftig gewordenen Bescheid nicht 
ausdrücklich ausgeschlossen worden sei, und ob dieses Gericht, wenn der Verbraucher die 
Missbräuchlichkeit der Klauseln geltend machen wolle, zu einer solchen Prüfung befugt sei, weil 
der Verbraucher andernfalls möglicherweise nur mangelhaft und unvollständig geschützt werde. 
In Bezug auf Art. 47 der Charta verletze die Initiative des Gerichts, den Verbraucher über einen 
etwaigen Verstoß gegen die Verbraucherschutzvorschriften zu informieren, nicht die gerichtliche 
Unparteilichkeit, zumal der Gerichtshof dieser Vorschrift im Hinblick auf die Wirksamkeit der 
Rechte aus der Richtlinie 93/13 besondere Bedeutung beimesse.

22. Unter diesen Umständen hat das Tribunale di Milano (Gericht Mailand) beschlossen, das 
Ausgangsverfahren auszusetzen und dem Gerichtshof folgende Frage zur Vorabentscheidung 
vorzulegen:

Stehen die Art. 6 und 7 der Richtlinie 93/13 und Art. 47 der Charta – gegebenenfalls unter 
welchen Voraussetzungen – nationalen Rechtsvorschriften wie den dargelegten entgegen, die ein 
Vollstreckungsgericht daran hindern, einen gerichtlichen Vollstreckungstitel, der rechtskräftig 
geworden ist, inhaltlich zu prüfen und sich über die Wirkungen der impliziten Rechtskraft 
hinwegzusetzen, wenn eine Verbraucherin oder ein Verbraucher die Missbräuchlichkeit der 
Klausel geltend machen möchte, die in dem Vertrag enthalten ist, auf dessen Grundlage der 
Vollstreckungstitel ausgestellt wurde?

B. Rechtssache C-831/19, Banco di Desio e della Brianza u. a.

23. Laut Vorlagebeschluss schloss die Banco di Desio e della Brianza SpA (im Folgenden: BDB) 
am 18. November 2005 mit YX und ZW Bürgschaftsverträge, die als Sicherheit für Kredite dienen 
sollten, die von der Handelsgesellschaft Bimecar Trade Srl aufgenommen worden waren.

ECLI:EU:C:2021:615                                                                                                                  5

SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN TANCHEV – VERBUNDENE RECHTSSACHEN C-693/19 UND C-831/19 
SPV PROJECT 1503 U. A.



24. Am 20. Dezember 2012 erließ das Tribunale di Monza (Gericht Monza, Italien) einen 
Mahnbescheid zugunsten der BDB u. a. gegen YX und ZW. Diesem Bescheid wurde nicht 
widersprochen, so dass er rechtskräftig wurde.

25. Die BDB leitete daraufhin vor dem Tribunale di Milano (Gericht Mailand) das 
Vollstreckungsverfahren zur Expropriation von Vermögensgegenständen ein, die den Eheleuten 
YX und ZW jeweils zur Hälfte gehörten. Die Bimecar Trade und weitere Gläubiger von YX und 
ZW traten diesem Verfahren bei.

26. YX und ZW ließen sich auf das Vollstreckungsverfahren ein. Auf Ersuchen des vorlegenden 
Gerichts legte die BDB die Bürgschaftsverträge vor. Nach Ansicht des vorlegenden Gerichts war 
zwar die Verbrauchereigenschaft von YX ausgeschlossen, da er gesetzlicher Vertreter 
und 51%iger Anteilseigner der Bimecar Trade sei; jedoch komme ZW als Verbraucherin in 
Betracht, da sie nur 22 % der Anteile an dieser Gesellschaft besitze und offensichtlich nie eine 
gesellschaftliche Organstellung bei ihr bekleidet habe. Zum Nachweis ihrer 
Verbrauchereigenschaft legte ZW den Übertragungsvertrag vom 29. Januar 2013 vor, kraft 
dessen sie Anteilseignerin der Bimecar Trade geworden war, sowie Unterlagen, ausweislich 
deren sie seit 1976 Arbeitnehmerin einer anderen Gesellschaft war. ZW bekundete auch ihre 
Absicht, unter Berufung auf das Verbrauchergesetzbuch die Missbräuchlichkeit mehrerer 
Klauseln in den mit allen Gläubigern geschlossenen Verträgen geltend zu machen. Die BDB und 
die anderen Gläubiger argumentierten u. a., dass ZW keine Verbraucherin sei und dass man sich 
über die Rechtskraft des Mahnbescheids nicht hinwegsetzen könne.

27. Das vorlegende Gericht führt ähnlich wie in der Rechtssache C-693/19 aus, nach nationalem 
Recht und nationaler Rechtsprechung beruhe die implizite Rechtskraft auf der Überlegung, dass 
das Gericht, wenn es über eine bestimmte Frage entschieden habe, zwangsläufig alle anderen 
Vorfragen zu dieser ausdrücklich entschiedenen Frage mitentschieden habe; dies gelte auch für 
Mahnbescheide. Sobald ein Mahnbescheid erteilt worden sei, leite der Gläubiger durch 
Zustellung des Pfändungsbeschlusses das Vollstreckungsverfahren ein und greife wie im 
vorliegenden Fall aufgrund dieses Bescheids als Vollstreckungstitel in das Eigentum des 
Schuldners ein.

28. Da ZW als Verbraucherin angesehen werden könne, sei es zweifelhaft, ob die im 
Bürgschaftsvertrag zwischen der BDB und ZW enthaltene Klausel, in der ein Gericht benannt 
sei, dessen örtliche Zuständigkeit sich nicht nach dem Verbraucherwohnsitz bestimme, mit dem 
Verbrauchergesetzbuch und der Richtlinie 93/13 vereinbar sei. Da ZW dem Mahnbescheid nicht 
widersprochen habe, sei dieser rechtskräftig geworden und die Frage, ob die Klauseln des 
Bürgschaftsvertrags missbräuchlich seien, implizit rechtskräftig entschieden. Die Gläubiger 
machten zwar geltend, das vorlegende Gericht dürfe insbesondere im Licht des Urteils vom 
6. Oktober 2009, Asturcom Telecomunicaciones 3, die Missbräuchlichkeit dieser Klauseln nicht 
prüfen; in Anbetracht der Unterschiede zwischen den involvierten nationalen Rechtsordnungen 
und der Besonderheiten des vorliegenden Falles sei jedoch fraglich, ob dieses Urteil einschlägig 
sei.

29. Insoweit weist das vorlegende Gericht darauf hin, dass ZW im Vollstreckungsverfahren eine 
aktive Rolle gespielt habe und dass der Gerichtshof zum Zeitpunkt des Erlasses des 
Mahnbescheids noch nicht entschieden habe, unter welchen Voraussetzungen ein Bürge wie ZW 

3 C-40/08, EU:C:2009:615.
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als Verbraucher zu qualifizieren sei 4. Auch habe die Corte suprema di cassazione 
(Kassationsgerichtshof) in ihrer Rechtsprechung noch nicht den gleichen Ansatz verfolgt 5, 
sondern seinerzeit ausgeschlossen, dass eine für eine Handelsgesellschaft bürgende natürliche 
Person die Eigenschaft eines Verbrauchers haben könne 6. Daher habe ZW die 
Missbräuchlichkeit der Klauseln nicht im Rahmen eines Widerspruchs gegen den Mahnbescheid 
geltend machen können; dies sei erst nach Beginn des Vollstreckungsverfahrens möglich 
geworden, als dieser Bescheid nach nationalem Recht unanfechtbar gewesen sei. Das vorlegende 
Gericht fragt sich, ob das nationale Recht den Verbrauchern in einer solchen Situation nicht die 
Ausübung der durch die Richtlinie 93/13 verliehenen Rechte unmöglich macht oder übermäßig 
erschwert.

30. Im Urteil vom 26. Januar 2017, Banco Primus 7, habe der Gerichtshof zwar ausgeschlossen, 
dass die Rechtskraft einer ausdrücklichen Entscheidung überwunden werden könne; er habe 
jedoch noch nicht die Vereinbarkeit der impliziten Rechtskraft mit den Art. 6 und 7 der Richtlinie 
93/13 und mit Art. 47 der Charta geprüft. Wahrscheinlich habe das Gericht bei Erlass des 
Mahnbescheids die Missbräuchlichkeit der Vertragsklauseln deshalb nicht geprüft, weil es die 
Möglichkeit, ZW als Verbraucherin zu qualifizieren, für ausgeschlossen gehalten habe. Daher 
stelle sich die Frage, ob die Art. 6 und 7 der Richtlinie 93/13 und Art. 47 der Charta es erlaubten, 
die implizite Rechtskraft zu überwinden, wenn diese dazu führen würde, dem Verbraucher das 
Recht auf einen effektiven gerichtlichen Rechtsschutz sowie seine Rechte aus dieser Richtlinie 
vorzuenthalten.

31. Unter diesen Umständen hat das Tribunale di Milano (Gericht Mailand) beschlossen, das 
Ausgangsverfahren auszusetzen und dem Gerichtshof folgende Fragen zur Vorabentscheidung 
vorzulegen:

1. Stehen die Art. 6 und 7 der Richtlinie 93/13 in Verbindung mit Art. 47 der Charta – 
gegebenenfalls unter welchen Voraussetzungen – nationalen Rechtsvorschriften wie den 
dargelegten entgegen, die ein Vollstreckungsgericht daran hindern, einen gerichtlichen 
Vollstreckungstitel, der rechtskräftig geworden ist, inhaltlich zu prüfen, wenn die 
Verbraucherin oder der Verbraucher, nachdem sie oder er Kenntnis von ihrem oder seinem 
Status erlangt hat (wobei diese Kenntnis zuvor nach geltendem Recht ausgeschlossen war), 
beantragt, eine solche Prüfung vorzunehmen?

2. Stehen die Art. 6 und 7 der Richtlinie 93/13/EWG in Verbindung mit Art. 47 der Charta – 
gegebenenfalls unter welchen Voraussetzungen – nationalen Rechtsvorschriften wie den 
dargelegten entgegen, die es bei Vorliegen einer rechtskräftigen impliziten Entscheidung über 
die fehlende Missbräuchlichkeit einer Vertragsklausel ausschließen, dass ein 
Vollstreckungsgericht, das über einen Widerspruch der Verbraucherin oder des Verbrauchers 
gegen die Zwangsvollstreckung entscheiden soll, eine solche Missbräuchlichkeit feststellt, und 
kann man davon ausgehen, dass dieser Ausschluss auch besteht, wenn in Bezug auf das 
geltende Recht zum Zeitpunkt des Erlasses der rechtskräftigen Entscheidung die Beurteilung 
der Missbräuchlichkeit der Klausel ausgeschlossen war, weil die Person, die eine Bürgschaft 
erteilt hatte, nicht als Verbraucherin oder Verbraucher eingestuft werden konnte?

4 Das vorlegende Gericht verweist insoweit auf die Beschlüsse vom 19. November 2015, Tarcău (C-74/15, EU:C:2015:772), und vom 
14. September 2016, Dumitraș (C-534/15, EU:C:2016:700).

5 Das vorlegende Gericht verweist insoweit auf das Urteil vom 13. Dezember 2018 (Nr. 32225).
6 Das vorlegende Gericht verweist insoweit auf die Urteile vom 13. Mai 2005 (Nr. 10107) und vom 9. August 2016 (Nr. 16827).
7 C-421/14, EU:C:2017:60 (im Folgenden: Urteil Banco Primus).
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IV. Verfahren vor dem Gerichtshof

32. In der Rechtssache C-693/19 haben die spanische, die italienische und die ungarische 
Regierung sowie die Kommission und in der Rechtssache C-831/19 die BDB, ZW 8, die spanische 
und die italienische Regierung sowie die Kommission schriftliche Erklärungen beim Gerichtshof 
eingereicht.

33. Am 27. April 2021 fand eine gemeinsame Sitzung statt, in der die BDB, ZW, die deutsche, die 
spanische und die italienische Regierung sowie die Kommission mündlich verhandelt haben.

V. Zusammenfassung der Erklärungen der Verfahrensbeteiligten

34. Die BDB macht geltend, die Vorlage in der Rechtssache C-831/19 sei unzulässig, weil ZW 
keine Verbraucherin sei, so dass die Richtlinie 93/13 keine Anwendung finde. Jedenfalls sei die 
Entscheidung über die Gültigkeit der Vertragsklauseln rechtskräftig geworden, ohne dass ZW 
widersprochen oder sich auf die Verbrauchereigenschaft berufen hätte. Nach der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs könne man sich auch bei Verstößen gegen das Unionsrecht 
nicht über die Rechtskraft hinwegsetzen; außerdem habe, wie die BDB in der mündlichen 
Verhandlung betont hat, der den Verbrauchern in der Richtlinie 93/13 gewährte Schutz keinen 
Vorrang vor der Rechtssicherheit.

35. ZW trägt vor, es sei in der Rechtssache C-831/19 offenkundig, dass sie eine Verbraucherin im 
Sinne der Richtlinie 93/13 sei. Sie habe von einem Widerspruch gegen den Mahnbescheid wegen 
der nationalen Rechtsprechung abgesehen, die Personen in ihrer Lage nicht als Verbraucher 
anerkannt habe, was aber inzwischen im Einklang mit der Rechtsprechung des Gerichtshofs 
geändert worden sei. Wie ZW in der mündlichen Verhandlung argumentiert hat, würde den 
Verbrauchern ein wirksamer Schutz nach der Richtlinie 93/13 vorenthalten, wenn dem 
Vollstreckungsgericht die Prüfung von Klauseln verwehrt wäre, die bei Erlass des Mahnbescheids 
nicht auf ihre etwaige Missbräuchlichkeit überprüft worden seien.

36. Die deutsche Regierung führt aus, dass die Aufgabenteilung zwischen dem erkennenden 
Gericht und dem Vollstreckungsgericht auf dem Grundsatz der nationalen Verfahrensautonomie 
beruhe und die Richtlinie 93/13 keine inhaltliche Prüfung im Vollstreckungsverfahren verlange, 
solange das erste Verfahren dem Verbraucher ausreichend Gelegenheit biete, die durch die 
Richtlinie 93/13 verliehenen Rechte geltend zu machen. Wenn also die nationale Rechtsordnung, 
wie in den vorliegenden Rechtssachen, eine gerichtliche Überprüfung missbräuchlicher Klauseln 
im Stadium des Mahnbescheids vorsehe, besteht keine Notwendigkeit für eine zweite 
Überprüfung im Stadium der Zwangsvollstreckung.

37. Nach Ansicht der spanischen Regierung stehen die Art. 6 und 7 der Richtlinie 93/13 der 
streitigen nationalen Regelung nicht entgegen. In Bezug auf missbräuchliche Klauseln verlange 
die Unionsrechtsordnung nicht, dass das nationale Gericht eine durch eine rechtskräftige 
Gerichtsentscheidung festgestellte Forderung auf unbegrenzte Zeit überprüfe, wenn der 
Verbraucher nicht rechtzeitig von den im nationalen Recht vorgesehenen Rechtsbehelfen 
Gebrauch gemacht habe, zumal das Vollstreckungsverfahren seiner Wirksamkeit beraubt würde, 
wenn missbräuchliche Klauseln außerhalb des dafür bestimmten Verfahrens überprüft werden 
könnten. Wie die Regierung in der mündlichen Verhandlung vorgetragen hat, verlange der 
Effektivitätsgrundsatz, die nationalen Rechtsvorschriften im Hinblick auf das nationale 

8 Ich weise darauf hin, dass YX schriftliche Erklärungen für ZW eingereicht hat.
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Verfahrenssystem als Ganzes zu beurteilen; außerdem gehe es bei der vorliegenden Rechtssache 
entgegen dem Vorbringen der Kommission um die Rechtskraft. In der Rechtssache C-831/19 
ändere der Umstand, dass der Gerichtshof bei Eintritt der Rechtskraft des Mahnbescheids noch 
nicht über die Kriterien entschieden habe, nach denen ein Bürge als Verbraucher anzusehen sei, 
nichts am Standpunkt der Regierung.

38. Nach Ansicht der italienischen Regierung stehen die Art. 6 und 7 der Richtlinie 93/13 der 
streitigen nationalen Regelung nicht entgegen. Die vorliegenden Fälle unterschieden sich von der 
früheren Rechtsprechung des Gerichtshofs, und die nationale Regelung wahre den Grundsatz der 
Äquivalenz, da das Vollstreckungsgericht bei einem rechtskräftigen Mahnbescheid nicht von 
Amts wegen erneut prüfen dürfe, ob die Voraussetzungen für dessen Erlass erfüllt seien, auch 
wenn dabei möglicherweise zwingendes Recht verletzt worden sei. Wie die Regierung in der 
mündlichen Verhandlung dargelegt hat, dürfe das Gericht, das über den Mahnbescheid zu 
befinden habe, von Amts wegen die Missbräuchlichkeit von Vertragsklauseln prüfen, und der 
Verbraucher könne Rechtsbehelfe einlegen, um seine Bindung an solche Klauseln zu verhindern. 
Habe das Gericht diese Prüfung jedoch nicht vorgenommen und der Verbraucher von diesen 
Rechtsbehelfen keinen Gebrauch gemacht, müsse das Vollstreckungsgericht den auf dem 
Mahnbescheid beruhenden Beschluss vollstrecken; dieser Beschluss schließe die 
Missbräuchlichkeit von Vertragsklauseln implizit aus, da er sonst nicht hätte erlassen werden 
können. Entgegen der Auffassung der Kommission in der Rechtssache C-693/19 könne die dem 
Anspruch des Gläubigers zugrunde liegende Klausel vom Vollstreckungsgericht nicht mehr für 
ungültig erklärt werden – unabhängig vom Grund der Ungültigkeit und auch im Fall überhöhter 
Zinsen –, sobald dieser Anspruch durch eine (wenn auch implizit) rechtskräftige Entscheidung 
festgestellt worden sei. In der Rechtssache C-831/19 sei es irrelevant, dass es die Unions- und 
nationale Rechtsprechung, wonach ein Bürge Verbrauchereigenschaft habe, bei Erlass des 
Mahnbescheids noch nicht gegeben habe, denn das Gericht hätte vom 
Vorabentscheidungsverfahren Gebrauch machen können.

39. Die ungarische Regierung macht in der Rechtssache C-693/19 geltend, die Art. 6 und 7 der 
Richtlinie 93/13 und Art. 47 der Charta stünden der streitigen nationalen Regelung nicht 
entgegen. Die mangels Widerspruchs des Schuldners eingetretene Rechtskraft könne nicht außer 
Acht gelassen werden; wäre es dem Vollstreckungsgericht gestattet, die Missbräuchlichkeit der 
dem Mahnbescheid zugrunde liegenden Vertragsklauseln zu überprüfen, würde dies das 
Mahnverfahren sinnlos machen.

40. Die Kommission trägt in der Rechtssache C-693/19 vor, Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der 
Richtlinie 93/13 stünden der streitigen nationalen Regelung nicht entgegen, sofern sie dem 
Gericht gestatte, die etwaige Missbräuchlichkeit einer Klausel über die Zahlung von Zinsen bei 
Nichterfüllung oder verspäteter Erfüllung einer Vertragspflicht zu überprüfen und diese Klausel 
daher außer Acht zu lassen. Dies könne der Fall sein, wenn das Gericht aufgrund der Regelung 
die rechtliche Nichtexistenz eines Vollstreckungstitels beschränkt auf die Zinsforderung 
feststellen oder die Vollstreckung hinsichtlich der festgesetzten Beträge auf die nach Abzug der 
als übermäßig angesehenen Zinsen verbleibende Forderung beschränken dürfe. Wäre diese 
Regelung aber dahin auszulegen, dass das Gericht das Vorliegen missbräuchlicher Klauseln nicht 
feststellen dürfe, würde sie im Licht des Effektivitätsgrundsatzes gegen die Art. 6 und 7 der 
Richtlinie 93/13 verstoßen. Die Rechtskraft gelte nicht für einen Mahnbescheid über Zinsen auf 
eine Forderung bei unangemessen hohem Zinssatz 9; sei das Vollstreckungsgericht nach dem 

9 Die Kommission verweist insoweit auf den Beschluss des Tribunale di Macerata (Gericht Macerata, Italien) vom 1. März 2019.
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Äquivalenzgrundsatz befugt, zu prüfen, ob die Vollstreckung aus einem gültigen Titel erfolge, 
dürfe es im Rahmen dieser Befugnis auch feststellen, ob nicht gegen zwingendes Recht wie Art. 6 
Abs. 1 der Richtlinie 93/13 verstoßen worden sei.

41. In der Rechtssache C-831/19 sollten beide Fragen nach Ansicht der Kommission zusammen 
dahin beantwortet werden, dass Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 93/13 der streitigen 
nationalen Regelung nicht entgegenstünden, sofern das Vollstreckungsgericht danach die etwaige 
Missbräuchlichkeit einer Klausel prüfen und diese Klausel somit außer Acht lassen dürfe. 
Andernfalls sei die Regelung unter Berücksichtigung des Effektivitätsgrundsatzes nicht mit 
diesen Bestimmungen vereinbar. Die mit ZW geschlossenen Verträge fielen in den 
Geltungsbereich der Richtlinie 93/13, wobei es unerheblich sei, dass ZW erst spät von ihrer 
Verbrauchereigenschaft Kenntnis erlangt habe. In diesem Fall sei Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 
93/13 ebenso wie in der Rechtssache C-693/19 im Licht von Art. 47 der Charta auszulegen, 
wobei sich die Endgültigkeit des Mahnbescheids aus der Ausschlusswirkung, nicht aber aus der 
Rechtskraft ergebe. Die Prüfung missbräuchlicher Klauseln von Amts wegen müsse Gegenstand 
einer ausdrücklichen und hinreichend begründeten Beurteilung durch das nationale Gericht 
sein. Wie die Kommission in der mündlichen Verhandlung bemerkt hat, sei die 
Missbräuchlichkeit der Vertragsklauseln von den Gerichten, die die Mahnbescheide in den 
vorliegenden Rechtssachen erlassen hätten, nicht überprüft worden. Es genüge nicht, dass es 
möglich sei, die Existenz einer missbräuchlichen Klausel festzustellen; vielmehr müsse das 
Gericht dies auch tun.

VI. Würdigung

42. Mit seiner Frage in der Rechtssache C-693/19, die im Wesentlichen der ersten Frage in der 
Rechtssache C-831/19 entspricht, möchte das vorlegende Gericht vom Gerichtshof wissen, ob 
Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 93/13 und Art. 47 der Charta nationalen 
Rechtsvorschriften entgegenstehen, die das Vollstreckungsgericht daran hindern, einen in 
Rechtskraft erwachsenen Mahnbescheid inhaltlich zu prüfen und sich über die Wirkungen der 
impliziten Rechtskraft hinwegzusetzen, wenn der Verbraucher die Absicht bekundet hat, die 
Missbräuchlichkeit einer Klausel des Vertrags geltend zu machen, auf dessen Grundlage der 
Mahnbescheid ergangen war.

43. Mit seiner zweiten Frage in der Rechtssache C-831/19 möchte das vorlegende Gericht wissen, 
ob Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 93/13 und Art. 47 der Charta nationalen 
Rechtsvorschriften entgegenstehen, die das mit einem Widerspruch des Verbrauchers gegen die 
Vollstreckung befasste Vollstreckungsgericht aufgrund der impliziten Rechtskraft daran hindern, 
die Missbräuchlichkeit von Vertragsklauseln zu prüfen, wenn nach dem bei Eintritt der 
Rechtskraft geltenden nationalen Recht die Beurteilung missbräuchlicher Klauseln 
ausgeschlossen war, weil der Bürge nicht als Verbraucher eingestuft werden konnte.

44. Wie aus dem Vorlagebeschluss und den Erklärungen der italienischen Regierung hervorgeht, 
sind diese beiden Fragen eine Folge der italienischen Verfahrensvorschriften über die 
Vollstreckung von Mahnbescheiden, wonach ein Bescheid, auf dem das spätere 
Vollstreckungsverfahren und die Pfändung von Vermögenswerten durch die Gläubiger beruht, 
endgültig und rechtskräftig wird, weil der Verbraucher als Schuldner nicht fristgerecht 
Widerspruch dagegen erhebt. Im Fall eines unbestrittenen Mahnbescheids wird somit 
angenommen, dass die Frage der Missbräuchlichkeit der Klauseln des Vertrags, auf dessen 
Grundlage dieser Bescheid erlassen wurde, Gegenstand der impliziten Rechtskraft ist, d. h., dass 
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drüber stillschweigend rechtskräftig entschieden wurde. Außerdem sieht das nationale Recht vor, 
dass das Gericht, das den Bescheid erlässt, von Amts wegen die etwaige Missbräuchlichkeit der 
Vertragsklauseln prüfen kann, und dass im Fall eines vom Verbraucher erhobenen Widerspruchs 
das Gericht, das über diesen Widerspruch entscheidet, ebenfalls von Amts wegen die 
Missbräuchlichkeit dieser Klauseln prüfen kann. Es scheint jedoch festzustehen, dass die 
Gerichte in den vorliegenden Rechtssachen Mahnbescheide erlassen haben, die von den 
Verbrauchern nicht angefochten worden sind, wobei nichts darauf hindeutet, dass in diesem 
Stadium geprüft worden wäre, ob es missbräuchliche Klauseln gegeben hat.

45. Folglich können diese beiden Fragen meines Erachtens zusammen beantwortet werden, da sie 
einen zentralen Aspekt betreffen, nämlich die Frage der Unionsrechtskonformität nationaler 
Rechtsvorschriften, denen zufolge das Vollstreckungsgericht die etwaige Missbräuchlichkeit der 
Klauseln des dem Mahnbescheid zugrunde liegenden Vertrags wegen der impliziten Rechtskraft 
dieses Bescheids nicht überprüfen darf.

46. Zur Beantwortung dieser Fragen werde ich zunächst auf das Vorbringen der BDB zur 
Zulässigkeit der Vorlage in der Rechtssache C-831/19 eingehen (Abschnitt A). Mit Blick auf die 
materiell-rechtliche Problematik der Rechtssachen C-693/19 und C-831/19 werde ich sodann 
einige Vorbemerkungen zur verspäteten Feststellung der Verbrauchereigenschaft von ZW in der 
Rechtssache C-831/19 und zur möglichen Bedeutung von Art. 47 der Charta in diesem Kontext 
machen (Abschnitt B). Anschließend werde ich die Rechtsprechung des Gerichtshofs zur 
Überprüfung missbräuchlicher Klauseln durch das nationale Gericht anhand der Richtlinie 93/13 
von Amts wegen (Abschnitt C) und die Anwendung der in dieser Rechtsprechung entwickelten 
Grundsätze auf die Umstände der vorliegenden Rechtssachen behandeln (Abschnitt D).

47. Aufgrund dieser Prüfung halte ich die Vorlage in der Rechtssache C-831/19 für zulässig und 
meine, dass Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 93/13 im Licht des 
Effektivitätsgrundsatzes nationalen Rechtsvorschriften wie den hier streitigen entgegenstehen.

A. Zulässigkeit der Vorlage in der Rechtssache C-831/19

48. Die BDB hält die Vorlage in der Rechtssache C-831/19 für unzulässig, weil ZW keine 
Verbraucherin sei und die Richtlinie 93/13 somit keine Anwendung finde.

49. Dieses Vorbringen ist meines Erachtens zurückzuweisen.

50. ZW kann vom vorlegenden Gericht aufgrund der Rechtsprechung des Gerichtshofs eindeutig 
als Verbraucherin eingestuft werden.

51. Nach dem zehnten Erwägungsgrund der Richtlinie 93/13 gelten die darin enthaltenen 
einheitlichen Rechtsvorschriften über missbräuchliche Klauseln für „alle Verträge“ zwischen 
Gewerbetreibenden und Verbrauchern, wie sie in Art. 2 Buchst. b und c dieser Richtlinie jeweils 
definiert sind 10. Nach deren Art. 2 Buchst. b ist unter einem Verbraucher eine natürliche Person 
zu verstehen, die bei Verträgen, die unter diese Richtlinie fallen, zu einem Zweck handelt, der 
nicht ihrer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden kann 11. Die Richtlinie 

10 Vgl. Urteil vom 30. Mai 2013, Asbeek Brusse und de Man Garabito (C-488/11, EU:C:2013:341, Rn. 29), und Beschluss vom 
27. April 2017, Bachman (C-535/16, nicht veröffentlicht, EU:C:2017:321, Rn. 32).

11 Vgl. Urteile vom 2. April 2020, Condominio di Milano, via Meda (C-329/19, EU:C:2020:263, Rn. 24), und vom 9. Juli 2020, Raiffeisen 
Bank und BRD Groupe Société Générale (C-698/18 und C-699/18, EU:C:2020:537, Rn. 70).
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93/13 definiert daher die Verträge, auf die sie anwendbar ist, unter Bezugnahme auf die 
Eigenschaft der Vertragspartner 12. Wegen dieses weiten Verständnisses des Verbraucherbegriffs 
kommt der durch diese Richtlinie gewährte Schutz allen natürlichen Personen zugute, die sich 
gegenüber Gewerbetreibenden in einer schwächeren Position befinden 13.

52. Dazu hat der Gerichtshof in den Beschlüssen vom 19. November 2015, Tarcău 14, und vom 
14. September 2016, Dumitraş 15, entschieden, dass die Richtlinie 93/13 auf einen 
Bürgschaftsvertrag anwendbar ist, der zwischen einer natürlichen Person und einem 
Kreditinstitut zur Sicherung vertraglicher Verbindlichkeiten geschlossen wurde, die eine 
Handelsgesellschaft gegenüber diesem Institut im Rahmen eines Kreditvertrags eingegangen ist, 
wenn die natürliche Person zu Zwecken außerhalb ihrer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit 
gehandelt hat und keine Verbindung funktioneller Art zu dieser Gesellschaft aufweist. Es ist daher 
Sache des nationalen Gerichts, unter Berücksichtigung sämtlicher Umstände des Falles und aller 
Beweise festzustellen, ob diese Person im Rahmen ihrer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit 
oder aufgrund funktioneller Verbindungen zu dieser Gesellschaft, wie ihre Geschäftsführung 
oder eine nicht unerhebliche Beteiligung an ihrem Gesellschaftskapital, gehandelt hat oder ob sie 
zu Zwecken gehandelt hat, die dem privaten Bereich zuzuordnen sind.

53. Im vorliegenden Fall kann ZW, wie das vorlegende Gericht ausgeführt hat, als Verbraucherin 
angesehen werden, da sie zum Zeitpunkt des Abschlusses der Bürgschaftsverträge mit der BDB 
und den anderen Gläubigern außerhalb ihrer beruflichen Tätigkeit gehandelt hatte und keine 
funktionellen Verbindungen zur Bimecar Trade unterhielt. Das vorlegende Gericht hat nämlich 
darauf hingewiesen, dass ZW ausweislich der von ihr im Vollstreckungsverfahren vorgelegten 
und in Nr. 26 dieser Schlussanträge erwähnten Unterlagen am 31. Januar 2013 eine 22%ige 
Beteiligung an der Bimecar Trade erworben hatte, während die Bürgschaftsverträge zwischen 
ZW und allen Gläubigern ein früheres Datum tragen und auch die BDB den Mahnbescheid vor 
dem Erwerb dieser Anteile durch ZW erwirkt hat. Laut vorlegendem Gericht bestand ferner 
zwischen ZW und einer anderen Gesellschaft seit 1976 ein Arbeitsverhältnis und übte ZW bei 
Abschluss der Bürgschaftsverträge keine Leitungsfunktionen innerhalb der Bimecar Trade aus.

54. Folglich ist davon auszugehen, dass ZW vorbehaltlich der Überprüfung durch das vorlegende 
Gericht als Verbraucherin im Sinne der Richtlinie 93/13 zu qualifizieren ist, so dass diese 
Richtlinie auf das Ausgangsverfahren Anwendung findet.

55. Daher halte ich die Vorlagefrage in der Rechtssache C-831/19 für zulässig.

B. Vorbemerkungen

1. Verspätete Feststellung der Verbrauchereigenschaft in der Rechtssache C-831/19

56. Die zweite Frage in der Rechtssache C-831/19 enthält ein zusätzliches Element, das damit 
zusammenhängt, dass ZW als Bürgin bei Eintritt der Rechtskraft des Mahnbescheids, der 
Gegenstand des Vollstreckungsverfahrens war, offensichtlich keine Kenntnis von ihrer 
Verbrauchereigenschaft haben konnte und daher nicht in der Lage war, sich innerhalb der 

12 Vgl. Urteile vom 30. Mai 2013, Asbeek Brusse und de Man Garabito (C-488/11, EU:C:2013:341, Rn. 30), und vom 3. September 2015, 
Costea (C-110/14, EU:C:2015:538, Rn. 17).

13 Vgl. Urteil vom 21. März 2019, Pouvin und Dijoux (C-590/17, EU:C:2019:232, Rn. 28).
14 C-74/15, EU:C:2015:772, insbesondere Rn. 26 bis 30.
15 C-534/15, EU:C:2016:700, insbesondere Rn. 31 bis 34.
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Widerspruchsfrist auf die Missbräuchlichkeit der Vertragsklauseln zu berufen. In diesem 
Zusammenhang scheint mir der vom vorlegenden Gericht und von ZW erwähnte Umstand 
(siehe Nrn. 29 und 35 dieser Schlussanträge), dass die unionsrechtliche und die nationale 
Rechtsprechung, wonach Bürgen nach Maßgabe der Richtlinie 93/13 als Verbraucher 
anzuerkennen sind, zu der Zeit, als der Mahnbescheid erlassen wurde und der Verbraucher 
dagegen hätte Widerspruch erheben können, noch keinen Bestand hatte, für den vorliegenden 
Fall ohne Bedeutung zu sein.

57. Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs (siehe Nr. 63 dieser Schlussanträge) muss 
ein nationales Gericht nach der Richtlinie 93/13 von Amts wegen Klauseln auf ihre 
Missbräuchlichkeit überprüfen, wobei der Antrag einer Partei wie etwa eines Verbrauchers, wie 
die Kommission ausgeführt hat, an sich nicht als Ersatz für die gerichtliche Überprüfung 
missbräuchlicher Klauseln anhand dieser Richtlinie dienen kann. Der Grund für die in der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs aufgestellte Verpflichtung besteht nämlich gerade darin, dass 
ein Verbraucher sich seiner Verbrauchereigenschaft zu spät bewusst wird. Im Übrigen geht, wie 
die spanische und die italienische Regierung sowie die Kommission dargelegt haben, aus der 
Richtlinie 93/13, insbesondere aus ihrem zehnten Erwägungsgrund, eindeutig hervor, dass sie für 
„alle Verträge“ gilt (siehe Nr. 51 dieser Schlussanträge), und das zuständige Gericht war durch 
nichts daran gehindert, die Vertragsklauseln auf ihre Missbräuchlichkeit zu überprüfen, wobei es 
um Vorabentscheidung hätte ersuchen können.

2. Mögliche Relevanz von Art. 47 der Charta

58. Mit seinen Fragen möchte das vorlegende Gericht auch wissen, ob die streitige nationale 
Regelung mit Art. 47 der Charta vereinbar ist. Nach dieser Bestimmung, die eine Bekräftigung 
des Grundsatzes des effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes darstellt, hat jede Person, deren 
durch das Recht der Union garantierte Rechte oder Freiheiten verletzt worden sind, das Recht, 
bei einem Gericht einen wirksamen Rechtsbehelf einzulegen 16. Es steht außer Streit, dass Art. 47 
der Charta in den vorliegenden Fällen anwendbar ist. Mir scheint, dass die in Rede stehende 
nationale Regelung, wie von der Italienischen Republik dargelegt, in den Anwendungsbereich der 
Richtlinie 93/13 fällt und damit eine Umsetzung des Unionsrechts für die Zwecke von Art. 51 
Abs. 1 der Charta darstellt 17.

59. Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs zur Richtlinie 93/13 besteht ein besonderes 
Verhältnis zwischen Art. 47 der Charta und dem Effektivitätsgrundsatz, der auch in der 
generellen Pflicht der Mitgliedstaaten zum Ausdruck kommt, den gerichtlichen Schutz der auf 
dem Unionsrecht beruhenden Rechte sicherzustellen (siehe Nr. 65 dieser Schlussanträge) 18. Dazu 
hat der Gerichtshof entschieden, dass die Pflicht der Mitgliedstaaten, die Effektivität der den 
Einzelnen nach der Richtlinie 93/13 zustehenden Rechte sicherzustellen, das Erfordernis eines 
effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes impliziert, das auch in Art. 47 der Charta verankert ist 
und u. a. für die Festlegung der Verfahrensmodalitäten für auf solche Rechte gestützte Klagen 
gilt 19.

16 Vgl. Urteil vom 20. April 2021, Repubblika (C-896/19, EU:C:2021:311, Rn. 40).
17 Vgl. hierzu Urteil vom 10. September 2014, Kušionová (C-34/13, EU:C:2014:2189, Rn. 47); vgl. auch Schlussanträge des Generalanwalts 

Szpunar in der Rechtssache Finanmadrid EFC (C-49/14, EU:C:2015:746, Nrn. 83 und 84).
18 Vgl. hierzu Schlussanträge des Generalanwalts Szpunar in der Rechtssache Finanmadrid EFC (C-49/14, EU:C:2015:746, Nrn. 85 bis 97). 

Vgl. u. a. auch van Duin, A., „Metamorphosis? The Role of Article 47 of the EU Charter of Fundamental Rights in Cases Concerning 
National Remedies and Procedures under Directive 93/13/EEC“, Journal of European Consumer and Market Law, Bd. 6, 2017, S. 190 
bis 198.

19 Vgl. Urteil vom 10. Juni 2021, VB u. a. (C-776/19 bis C-782/19, EU:C:2021:470, Rn. 29).
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60. Außerdem scheint Art. 47 der Charta, wie die bisherige Rechtsprechung des Gerichtshofs zur 
Richtlinie 93/13 zeigt, bei der Beurteilung der Vereinbarkeit nationaler Verfahrensvorschriften 
mit den Vorgaben dieser Richtlinie weitgehend eine unterstützende oder ergänzende Rolle im 
Rahmen des Effektivitätsgrundsatzes zu spielen. So greift Art. 47 der Charta in diesem Kontext 
beispielsweise ein, wenn sich Fragen des Zugangs zu einem wirksamen Rechtsbehelf, damit die 
Parteien ihre Rechte aus der Richtlinie 93/13 wahrnehmen können 20, sowie Fragen im 
Zusammenhang mit einem fairen Verfahren, wie z. B. die Wahrung der Grundsätze der 
Waffengleichheit und des kontradiktorischen Verfahrens im Rahmen von Gerichtsverfahren 
stellen, in denen es um die Rechtmäßigkeit von Klauseln im Hinblick auf diese Richtlinie geht 21.

61. In den vorliegenden Rechtssachen ist unstreitig, dass die betroffenen Parteien, wie von der 
italienischen Regierung dargelegt, Zugang zu wirksamen Rechtsbehelfen hatten, mit denen sie 
ihre Rechte aus der Richtlinie 93/13 geltend machen konnten. Im Übrigen geht es, wie die 
Kommission ausgeführt hat, nicht um die Unparteilichkeit des Vollstreckungsgerichts 22, sondern 
vielmehr darum, ob dieses Gericht Vertragsklauseln auf ihre etwaige Missbräuchlichkeit 
überprüfen darf und ob angenommen werden kann, dass diese Frage durch eine rechtskräftige 
gerichtliche Entscheidung implizit entschieden wurde. Unter diesen Umständen ist bei diesen 
Fällen davon auszugehen, dass sie – obwohl Art. 47 der Charta, soweit angebracht, 
heranzuziehen ist – schwerpunktmäßig Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 93/13 in 
Verbindung mit dem Effektivitätsgrundsatz betreffen.

C. Einschlägige Rechtsprechung des Gerichtshofs zu der von nationalen Gerichten von Amts 
wegen vorzunehmenden Überprüfung missbräuchlicher Klauseln

62. Nach Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 93/13 müssen die Mitgliedstaaten vorsehen, dass 
missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen für den Verbraucher nicht verbindlich sind 23. 
Gemäß Art. 7 Abs. 1 dieser Richtlinie in Verbindung mit deren 24. Erwägungsgrund sind die 
Mitgliedstaaten verpflichtet, angemessene und wirksame Mittel vorzusehen, damit der 
Verwendung missbräuchlicher Klauseln in Verbraucherverträgen ein Ende gesetzt wird 24. Zu 
diesen Bestimmungen gibt es eine umfangreiche Rechtsprechung. Im Folgenden werde ich die 
für meine Analyse der vorliegenden Rechtssachen wichtigsten einschlägigen Grundsätze dieser 
Rechtsprechung zum Bestehen und Umfang der Pflicht des nationalen Gerichts, 
Vertragsklauseln von Amts wegen auf ihre Missbräuchlichkeit zu überprüfen, skizzieren.

20 Vgl. u. a. Urteile vom 14. März 2013, Aziz (C-415/11, EU:C:2013:164, insbesondere Rn. 59), vom 10. September 2014, Kušionová 
(C-34/13, EU:C:2014:2189, insbesondere Rn. 45, 47 und 66), und vom 21. Dezember 2016, Biuro podróży „Partner“ (C-119/15, 
EU:C:2016:987, Rn. 23 bis 47); vgl. Urteil vom 27. Februar 2014, Pohotovosť (C-470/12, EU:C:2014:101, Rn. 36 bis 57).

21 Vgl. Urteile vom 21. Februar 2013, Banif Plus Bank (C-472/11, EU:C:2013:88, Rn. 29 bis 36), vom 17. Juli 2014, Sánchez Morcillo und 
Abril García (C-169/14, EU:C:2014:2099, Rn. 21 bis 51), und vom 29. April 2021, Rzecznik Praw Obywatelskich (C-19/20, 
EU:C:2021:341, Rn. 91 bis 99); vgl. Beschluss vom 16 Juli 2015, Sánchez Morcillo und Abril García (C-539/14, EU:C:2015:508, Rn. 23 
bis 50).

22 Dass ein nationales Gericht von Amts wegen die eventuelle Missbräuchlichkeit von Vertragsklauseln prüft und den Verbraucher auf die 
Möglichkeit hinweist, seine Rechte aus der Richtlinie 93/13 geltend zu machen, dürfte für sich allein die Unparteilichkeit dieses Gerichts 
nicht beeinträchtigen, da das Gericht nicht „Partei ergreift“, sondern eine Funktion ausübt, die ihm nach nationalem und Unionsrecht 
obliegt. Vgl. dazu Beka, A., The Active Role of Courts in Consumer Litigation: Applying EU Law of the National Courts’ Own Motion, 
Intersentia, 2018, S. 140 und 141.

23 Vgl. Urteil vom 27. Januar 2021, Dexia Nederland (C-229/19 und C-289/19, EU:C:2021:68, Rn. 57). Vgl. auch 21. Erwägungsgrund der 
Richtlinie 93/13. Wie der Gerichtshof anerkannt hat, ist Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 93/13 eine zwingende Bestimmung, die darauf zielt, 
die formale Ausgewogenheit der Rechte und Pflichten der Vertragsparteien durch eine materielle Ausgewogenheit zu ersetzen und so 
deren Gleichheit wiederherzustellen. Vgl. Urteil vom 11. März 2020, Lintner (C-511/17, EU:C:2020:188, Rn. 24).

24 Vgl. Urteil vom 9. Juli 2020, Raiffeisen Bank und BRD Groupe Société Générale (C-698/18 und C-699/18, EU:C:2020:537, Rn. 52).
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1. Bestehen einer Pflicht des nationalen Gerichts zur Überprüfung von Amts wegen

63. Nach ständiger Rechtsprechung beruht das durch die Richtlinie 93/13 eingeführte 
Schutzsystem auf der Überlegung, dass sich der Verbraucher gegenüber dem Gewerbetreibenden 
in einer schwächeren Verhandlungsposition befindet und einen geringeren Informationsstand 
besitzt, was dazu führt, dass er den vom Gewerbetreibenden vorformulierten Bedingungen 
zustimmt, ohne auf deren Inhalt Einfluss nehmen zu können 25. Um den von der Richtlinie 
angestrebten Schutz zu gewährleisten, kann die bestehende Ungleichheit zwischen Verbraucher 
und Gewerbetreibendem nur durch ein positives Eingreifen von dritter, von den 
Vertragsparteien unabhängiger Seite ausgeglichen werden 26. Daher muss das nationale Gericht 
wegen der Art und Bedeutung des öffentlichen Interesses, auf dem der den Verbrauchern durch 
die Richtlinie 93/13 gewährte Schutz beruht, von Amts wegen die etwaige Missbräuchlichkeit 
einer Vertragsklausel prüfen und damit dem Ungleichgewicht zwischen Verbraucher und 
Gewerbetreibendem abhelfen, sobald es über die hierfür erforderlichen rechtlichen und 
tatsächlichen Grundlagen verfügt 27.

2. Umfang der Pflicht des nationalen Gerichts zur Überprüfung von Amts wegen

64. Nach ebenfalls ständiger Rechtsprechung verpflichtet die Richtlinie 93/13 die 
Mitgliedstaaten, ein Verfahren vorzusehen, das gewährleistet, dass bei jeder nicht im Einzelnen 
ausgehandelten Vertragsklausel geprüft werden kann, ob sie möglicherweise missbräuchlich ist 28. 
Der Gerichtshof hat auch betont, dass die spezifischen Merkmale der Gerichtsverfahren, die nach 
nationalem Recht zwischen Verbrauchern und Gewerbetreibenden stattfinden, keinen Faktor 
darstellen können, der geeignet wäre, den Rechtsschutz zu beeinträchtigen, der den 
Verbrauchern nach der Richtlinie 93/13 zu gewähren ist 29.

65. Zwar hat der Gerichtshof in mehrfacher Hinsicht und unter Berücksichtigung der 
Anforderungen von Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 93/13 dargelegt, wie das 
nationale Gericht den Schutz der den Verbrauchern nach dieser Richtlinie zustehenden Rechte 
sicherstellen muss; mangels einer unionsrechtlichen Harmonisierung bestimmen sich jedoch die 
Vorschriften für die Verfahren zur Prüfung, ob eine Vertragsklausel missbräuchlich ist, nach 
dem nationalen Recht der Mitgliedstaaten, vorausgesetzt, dass sie nicht ungünstiger sind als 
diejenigen, die gleichartige, dem nationalen Recht unterliegende Sachverhalte regeln 
(Äquivalenzgrundsatz), und dass sie die Ausübung der durch das Unionsrecht verliehenen 
Rechte nicht unmöglich machen oder übermäßig erschweren (Effektivitätsgrundsatz) 30.

66. Zum Effektivitätsgrundsatz ergibt sich aus der Rechtsprechung des Gerichtshofs, dass jeder 
Fall, in dem sich die Frage stellt, ob eine nationale Verfahrensvorschrift die Anwendung des 
Unionsrechts unmöglich macht oder übermäßig erschwert, unter Berücksichtigung der Stellung 
dieser Vorschrift im gesamten Verfahren, des Verfahrensablaufs und der Besonderheiten des 
Verfahrens sowie gegebenenfalls der dem nationalen Rechtsschutzsystem zugrunde liegenden 

25 Vgl. Urteile vom 27. Juni 2000, Océano Grupo Editorial und Salvat Editores (C-240/98 bis C-244/98, EU:C:2000:346, Rn. 25), und vom 
26. März 2019, Abanca Corporación Bancaria und Bankia (C-70/17 und C-179/17, EU:C:2019:250, Rn. 49).

26 Vgl. Urteile vom 9. November 2010, VB Pénzügyi Lízing (C-137/08, EU:C:2010:659, Rn. 48), und vom 11. März 2020, Lintner (C-511/17, 
EU:C:2020:188, Rn. 25).

27 Vgl. Urteile vom 4. Juni 2009, Pannon GSM (C-243/08, EU:C:2009:350, Rn. 31 und 32), und vom 4. Juni 2020, Kancelaria Medius 
(C-495/19, EU:C:2020:431, Rn. 37).

28 Vgl. Urteil vom 3. März 2020, Gómez del Moral Guasch (C-125/18, EU:C:2020:138, Rn. 44).
29 Vgl. Urteil vom 21. April 2016, Radlinger and Radlingerová (C-377/14, EU:C:2016:283, Rn. 50).
30 Vgl. Urteil vom 26. Juni 2019, Kuhar (C-407/18, EU:C:2019:537, Rn. 45 und 46).
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Grundsätze zu prüfen ist, zu denen u. a. der Schutz der Verteidigungsrechte, der Grundsatz der 
Rechtssicherheit und der ordnungsgemäße Ablauf des Verfahrens gehören 31. In diesem 
Zusammenhang hat der Gerichtshof entschieden, dass die Wahrung dieses Grundsatzes aber 
nicht so weit geht, eine völlige Untätigkeit des Verbrauchers auszugleichen 32.

67. Der Gerichtshof hat insbesondere entschieden, dass ein wirksamer Schutz der den 
Verbrauchern von der Richtlinie 93/13 gewährleisteten Rechte nur dann garantiert werden kann, 
wenn die nationalen Verfahrensregeln es ermöglichen, dass die im betreffenden Vertrag 
enthaltenen Klauseln im Rahmen des Mahnverfahrens oder im Rahmen des Verfahrens zur 
Vollstreckung des Mahnbescheids von Amts wegen auf ihre Missbräuchlichkeit überprüft 
werden 33. Daher ist in dem Fall, dass im Stadium der Vollstreckung des Mahnbescheids keine 
Überprüfung der etwaigen Missbräuchlichkeit der in dem betreffenden Vertrag enthaltenen 
Klauseln von Amts wegen durch ein Gericht vorgesehen ist, davon auszugehen, dass eine solche 
nationale Regelung geeignet ist, die Wirksamkeit des von der Richtlinie 93/13 gewährten 
Schutzes zu beeinträchtigen, sofern sie nicht im Stadium des Erlasses des Mahnbescheids eine 
solche Überprüfung vorsieht oder, wenn eine solche Überprüfung nur im Stadium des 
Einspruchs gegen den erlassenen Mahnbescheid vorgesehen ist, sofern eine nicht zu 
vernachlässigende Gefahr besteht, dass Verbraucher den erforderlichen Einspruch nicht 
einlegen 34. Die Richtlinie steht daher einer nationalen Regelung entgegen, nach der es zulässig 
ist, einen Mahnbescheid zu erlassen, ohne dass der Verbraucher zu irgendeinem Zeitpunkt des 
Verfahrens die Gewähr hätte, dass ein Gericht das Nichtvorliegen missbräuchlicher Klauseln 
überprüft 35.

68. Der Gerichtshof hat außerdem anerkannt, dass der Verbraucherschutz nicht absolut ist und 
dass das Unionsrecht es einem nationalen Gericht nicht gebietet, von der Anwendung 
innerstaatlicher Verfahrensvorschriften, aufgrund deren eine Entscheidung Rechtskraft erlangt, 
abzusehen, selbst wenn dadurch ein Verstoß gegen die Richtlinie 93/13 abgestellt werden 
könnte 36. In der Tat hat der Gerichtshof auf die Bedeutung hingewiesen, die dem Grundsatz der 
Rechtskraft sowohl im Unionsrecht als auch in den nationalen Rechtsordnungen zukommt, so 
dass die nach Ausschöpfung des Rechtswegs oder nach Ablauf der entsprechenden 
Rechtsmittelfristen unanfechtbar gewordenen Gerichtsentscheidungen zur Gewährleistung des 
Rechtsfriedens und der Beständigkeit rechtlicher Beziehungen sowie einer geordneten 
Rechtspflege nicht mehr in Frage gestellt werden können sollen 37. Ebenso ist die Festsetzung 
angemessener Ausschlussfristen für die Rechtsverfolgung im Interesse der Rechtssicherheit mit 
dem Unionsrecht vereinbar 38. Die nationale Regelung darf jedoch das Recht der Verbraucher aus 
Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 93/13, nicht an missbräuchliche Klauseln gebunden zu sein, nicht in 
seinem Wesensgehalt beeinträchtigen 39.

31 Vgl. Urteil vom 22. April 2021, PROFI CREDIT Slovakia (C-485/19, EU:C:2021:313, Rn. 53).
32 Vgl. Urteil vom 1. Oktober 2015, ERSTE Bank Hungary (C-32/14, EU:C:2015:637, Rn. 62).
33 Vgl. Urteil vom 13. September 2018, Profi Credit Polska (C-176/17, EU:C:2018:711, Rn. 44).
34 Vgl. Urteil vom 20. September 2018, Danko und Danková (C-448/17, EU:C:2018:745, Rn. 46 und Tenor 2).
35 Vgl. Urteil vom 20. September 2018, Danko und Danková (C-448/17, EU:C:2018:745, Rn. 49).
36 Vgl. Urteil vom 21. Dezember 2016, Gutiérrez Naranjo u. a. (C-154/15, C-307/15 und C-308/15, EU:C:2016:980, Rn. 68).
37 Vgl. Urteil vom 26. Januar 2017, Banco Primus (C-421/14, EU:C:2017:60, Rn. 46).
38 Vgl. Urteil vom 22. April 2021, PROFI CREDIT Slovakia (C-485/19, EU:C:2021:313, Rn. 57).
39 Vgl. Urteil vom 21. Dezember 2016, Gutiérrez Naranjo u. a. (C-154/15, C-307/15 und C-308/15, EU:C:2016:980, Rn. 71).
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69. Im Urteil vom 6. Oktober 2009, Asturcom Telecomunicaciones 40, hat der Gerichtshof 
insbesondere festgestellt, dass nationale Vorschriften, denen zufolge ein Schiedsspruch nach 
Ablauf einer Frist von zwei Monaten endgültig und damit rechtskräftig wird, sofern kein 
Aufhebungsantrag gestellt wurde, mit dem Effektivitätsgrundsatz in Einklang stehen und dass 
dieser Grundsatz nicht so weit gehen kann, einer völligen Untätigkeit des Verbrauchers 
abzuhelfen, der kein Verfahren angestrengt hat, um seine Rechte geltend zu machen.

70. Dagegen hat der Gerichtshof im Urteil vom 18. Februar 2016, Finanmadrid EFC 41, ausgeführt, 
dass eine nationale Regelung, die den Grundsatz der Rechtskraft im Rahmen eines 
Mahnverfahrens festschrieb, mit dem Effektivitätsgrundsatz unvereinbar war, da der Bescheid, 
mit dem das Mahnverfahren beendet wurde, in Rechtskraft erwuchs, so dass die Prüfung der 
Missbräuchlichkeit von Klauseln im Stadium der Vollstreckung allein deshalb unmöglich war, 
weil der Verbraucher nicht innerhalb der dafür vorgesehenen Frist Widerspruch gegen den 
Bescheid erhob und die nicht zu vernachlässigende Gefahr bestand, dass er genau dies unterlassen 
würde.

71. Der Gerichtshof hat ferner im Urteil Banco Primus 42, das im Zusammenhang mit dem 
Einspruch eines Verbrauchers gegen das Verfahren der Zwangsvollstreckung wegen eines 
Hypothekendarlehens ergangen ist, für Recht erkannt, dass die Richtlinie 93/13 einer nationalen 
Regelung nicht entgegensteht, die es dem Gericht untersagt, die Missbräuchlichkeit von Klauseln 
von Amts wegen zu prüfen, wenn durch eine rechtskräftige Entscheidung bereits über die 
Vereinbarkeit aller Klauseln des Vertrags mit dieser Richtlinie entschieden wurde. Liegen jedoch 
eine oder mehrere Klauseln vor, deren etwaige Missbräuchlichkeit bei einer vorhergehenden, mit 
einer rechtskräftigen Entscheidung abgeschlossenen gerichtlichen Kontrolle des streitigen 
Vertrags nicht geprüft worden war, verlangt die Richtlinie 93/13 laut Gerichtshof, dass das 
Gericht, bei dem der Verbraucher ordnungsgemäß Einspruch eingelegt hat, von Amts wegen 
oder auf Antrag einer Partei die etwaige Missbräuchlichkeit dieser Klauseln überprüft, sobald es 
über die hierzu erforderlichen rechtlichen und tatsächlichen Grundlagen verfügt. Ohne eine 
solche Kontrolle würde sich der Verbraucherschutz nach dieser Richtlinie als unvollständig und 
unzureichend erweisen.

72. Aus der vorstehenden Rechtsprechung ergibt sich, dass die Mitgliedstaaten nach der 
Richtlinie 93/13 nicht gehalten sind, ein bestimmtes verfahrensrechtliches System für die 
gerichtliche Kontrolle missbräuchlicher Klauseln einzuführen, sofern sie ihren unionsrechtlichen 
Verpflichtungen, einschließlich der Grundsätze der Äquivalenz und der Effektivität, nachkommen 
und somit sicherstellen, dass die nationalen Gerichte unabhängig vom jeweiligen Verfahren 
jedwede Vertragsklausel auf ihre Missbräuchlichkeit überprüfen. Eine Überprüfung muss von 
Amts wegen entweder vom ersten oder vom zweiten Gericht, sei es im Erkenntnis- oder im 
Vollstreckungsverfahren, vorgenommen werden, wobei sie auf Betreiben des Verbrauchers 
erfolgen kann, sofern nicht die erhebliche Gefahr besteht, dass der Verbraucher den speziellen 
Rechtsweg nicht beschreiten wird, wodurch die Möglichkeit einer gerichtlichen Überprüfung 
missbräuchlicher Klauseln anhand der Richtlinie 93/13 vereitelt würde.

73. Außerdem ist nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs weder der Verbraucherschutz noch 
der Grundsatz der Rechtskraft absolut. Wie die in den Nrn. 69 bis 71 dieser Schlussanträge 
genannten Urteile zeigen, vertritt der Gerichtshof einen ausgewogenen Ansatz in Bezug auf die 
Wechselwirkung zwischen den nationalen Vorschriften zur Durchsetzung der Rechtskraft und 

40 C-40/08, EU:C:2009:615, Rn. 34 bis 48.
41 C-49/14, EU:C:2016:98, Rn. 45 bis 55.
42 Vgl. Urteil vom 26. Januar 2017 (C-421/14, EU:C:2017:60, Rn. 49 bis 54).
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den Erfordernissen der Richtlinie 93/13, wobei er darauf achtet, dass diese Vorschriften das durch 
die Richtlinie geschaffene System des Verbraucherschutzes nicht aushöhlen. Im Urteil Banco 
Primus ist zwar nicht unmittelbar von der impliziten Rechtskraft die Rede, jedoch spricht 
insbesondere die Betonung der Notwendigkeit einer abschließenden Beurteilung der 
Missbräuchlichkeit von Vertragsklauseln in einer rechtskräftigen Entscheidung dafür, dass eine 
nationale Regelung wie die hier streitige gegen die Richtlinie 93/13 verstößt. Ich werde auf dieses 
Urteil später noch zurückkommen (siehe Nr. 81 dieser Schlussanträge).

74. Anhand dieser in der Rechtsprechung des Gerichtshofs entwickelten Grundsätze sind die 
Umstände der vorliegenden Rechtssachen zu prüfen.

D. Anwendung der in der Rechtsprechung des Gerichtshofs entwickelten Grundsätze auf die 
Umstände der vorliegenden Rechtssachen

75. Wie aus den Nrn. 42 und 44 dieser Schlussanträge hervorgeht, darf nach den nationalen 
Rechtsvorschriften, die Gegenstand der vorliegenden Rechtssachen sind, in Verfahren zur 
Vollstreckung von Mahnbescheiden, die nicht angefochten wurden und daher rechtskräftig 
geworden sind, das Vollstreckungsgericht nicht den Inhalt des Mahnbescheids überprüfen und 
wegen dessen impliziter Rechtskraft weder von Amts wegen noch auf Antrag des Verbrauchers 
die etwaige Missbräuchlichkeit der Vertragsklauseln kontrollieren.

76. Vorab ist festzustellen, dass – entgegen dem Vorbringen der Kommission, die vorliegenden 
Rechtssachen beträfen nicht den Grundsatz der Rechtskraft, sondern die Ausschlusswirkung – die 
Mahnbescheide, die Gegenstand des Vollstreckungsverfahrens sind, ausweislich der 
Vorlagebeschlüsse nach Ansicht des vorlegenden Gerichts in Rechtskraft erwachsen sind. Nach 
ständiger Rechtsprechung ist aber allein das nationale Gericht für die Auslegung und 
Anwendung des nationalen Rechts zuständig 43.

77. Darüber hinaus scheint es in den vorliegenden Rechtssachen nichts zu geben, was Zweifel im 
Hinblick auf den Äquivalenzgrundsatz wecken könnte. Wie die italienische Regierung dargelegt 
hat, darf das Vollstreckungsgericht nach nationalem Recht einen rechtskräftigen Mahnbescheid 
nicht erneut prüfen, auch wenn dabei möglicherweise gegen zwingendes nationales Recht 
verstoßen wurde (siehe Nr. 38 dieser Schlussanträge).

78. Außerdem wendet sich die italienische Regierung im Gegensatz zur Kommission dagegen, 
dass in der Rechtssache C-693/19 die streitige nationale Regelung im Einklang mit der Richtlinie 
93/13 ausgelegt werden könne, so dass das Vollstreckungsgericht die etwaige Missbräuchlichkeit 
der betreffenden Klausel wegen überhöhter Zinsen überprüfen dürfe (siehe Nrn. 38 und 40 dieser 
Schlussanträge). Somit hat das vorlegende Gericht diesen Punkt im Hinblick auf das in der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs aufgestellte Erfordernis einer unionsrechtskonformen 
Auslegung des nationalen Rechts zu prüfen 44.

79. Was den Kern der Problematik angeht, spricht meines Erachtens nach der Rechtsprechung 
des Gerichtshofs vieles dafür, dass Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 93/13 im Licht 
des Effektivitätsgrundsatzes den streitigen nationalen Rechtsvorschriften entgegenstehen.

43 Vgl. Urteil vom 9. Juli 2020, Raiffeisen Bank und BRD Groupe Société Générale (C-698/18 und C-699/18, EU:C:2020:537, Rn. 46).
44 Vgl. Urteil vom 4. Juni 2020, Kancelaria Medius (C-495/19, EU:C:2020:431, Rn. 49 bis 51).
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80. In diesem Zusammenhang muss die Überprüfung der etwaigen Missbräuchlichkeit von 
Vertragsklauseln nach der Richtlinie 93/13 meines Erachtens Gegenstand einer ausdrücklichen 
und hinreichend begründeten Beurteilung durch das nationale Gericht sein. Wie die Umstände 
der vorliegenden Rechtssachen zeigen, haben die streitigen nationalen Rechtsvorschriften zur 
Folge, dass die Frage der Missbräuchlichkeit von Vertragsklauseln als in der Sache entschieden 
gilt, auch wenn das nationale Gericht sie überhaupt nicht erörtert hat. Wird die Überprüfung der 
Missbräuchlichkeit von Vertragsklauseln in dem auf dem Mahnbescheid beruhenden Beschluss 
nicht begründet, wird der Verbraucher, wie die Kommission bemerkt hat, nicht in der Lage sein, 
die Gründe für diesen Beschluss zu verstehen oder zu analysieren oder sich gegebenenfalls gegen 
die Vollstreckung wirksam zur Wehr zu setzen. Ebenso wenig wird ein eventuell mit einem 
Rechtsmittel angerufenes nationales Gericht eine Entscheidung erlassen können. Insoweit hat 
der Gerichtshof festgestellt, dass ohne eine wirksame Überprüfung der potenziellen 
Missbräuchlichkeit der in dem betreffenden Vertrag enthaltenen Klauseln die Einhaltung der 
durch die Richtlinie 93/13 verliehenen Rechte nicht garantiert werden kann 45.

81. Dieser Lösungsansatz lässt sich auch auf das Urteil Banco Primus 46 stützen. Wie in Nr. 71 
dieser Schlussanträge erwähnt, hat der Gerichtshof eine nationale Regelung für mit der Richtlinie 
93/13 unvereinbar erklärt, die die Wirkungen der Rechtskraft auf Klauseln erstreckte, die das 
nationale Gericht nicht abschließend geprüft hatte. Der Gerichtshof nimmt also an, dass 
schwerlich von einer Verletzung des Grundsatzes der Rechtskraft die Rede sein kann, wenn das 
nationale Gericht die Missbräuchlichkeit der speziell in Rede stehenden Vertragsklauseln gar 
nicht geprüft hat 47.

82. Dieser Ansatz stimmt zudem mit den Zielen der Richtlinie 93/13 überein, wie diese in der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs ausgelegt worden ist. Aus Nr. 63 dieser Schlussanträge geht 
hervor, dass die Pflicht des nationalen Gerichts zur Überprüfung von Amts wegen aufgrund der 
Art und Bedeutung des öffentlichen Interesses gerechtfertigt ist, auf dem der den Verbrauchern 
durch die Richtlinie 93/13 gewährte Schutz beruht. Daher hat das Vollstreckungsgericht die 
Wirksamkeit dieses Schutzes sicherzustellen, wenn dies nicht in einem früheren Stadium des 
Verfahrens geschehen ist. Andernfalls bestünde die Gefahr, dass diese dem nationalen Gericht 
nach der Richtlinie 93/13 obliegende Verpflichtung ins Leere liefe.

83. Dies wird durch die Gegebenheiten der vorliegenden Rechtssachen bestätigt, in denen das 
nationale Gericht, das die Mahnbescheide erlassen hat, offenbar nicht von Amts wegen das 
Vorliegen missbräuchlicher Klauseln geprüft hat. Es fällt zwar, worauf die deutsche Regierung 
hingewiesen hat, nach der in Nr. 67 dieser Schlussanträge dargelegten Rechtsprechung des 
Gerichtshofs in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten, zu bestimmen, ob eine solche Prüfung im 
Stadium des Mahnbescheids oder im Stadium der Vollstreckung dieses Bescheids vorzunehmen 
ist, und die Richtlinie 93/13 enthält keine Vorschrift, wonach sie in beiden Stadien vorzunehmen 
wäre. Jedoch muss eine solche Überprüfung in dem einen oder anderen Stadium durchgeführt 
werden. Ist also das Vollstreckungsgericht nur wegen der impliziten Rechtskraft des 
Mahnbescheids daran gehindert, die Missbräuchlichkeit erstmals zu prüfen, kann diese in 
keinem Stadium des Verfahrens geprüft werden.

45 Vgl. Urteil vom 4. Juni 2020, Kancelaria Medius (C-495/19, EU:C:2020:431, Rn. 35).
46 Vgl. Urteil vom 26. Januar 2017 (C-421/14, EU:C:2017:60, Rn. 49 bis 54).
47 Vgl. dazu García-Valdecasas Dorrego, M.J., Dialogue between the Spanish courts and the European Court of Justice regarding the judicial 

protection of consumers under Directive 93/13/EEC, Association of Property and Business Registrars of Spain, 2018, S. 98 und 99.
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84. Ich möchte hinzufügen, dass dieser Ansatz auch in Einklang mit der Rechtsprechung des 
Gerichtshofs zu nationalen Rechtsvorschriften betreffend die Durchsetzung der Rechtskraft 
außerhalb des Rahmens der Richtlinie 93/13 zu stehen scheint. In einigen Urteilen 48 hat der 
Gerichtshof missbilligt, dass rechtskräftigen Entscheidungen ein übermäßiger Schutz in einer 
Weise gewährt werde, die die effektive Anwendung des Unionsrechts erheblich behindere 49. 
Darüber hinaus hat der Gerichtshof im Urteil vom 17. Oktober 2018, Klohn 50, festgestellt, dass 
sich die Rechtskraft nur auf das rechtliche Begehren erstreckt, über das ein Gericht zu entscheiden 
hat, so dass ein Gericht nicht daran gehindert ist, im Rahmen eines späteren Rechtsstreits über 
Rechtsfragen zu entscheiden, über die in der unanfechtbaren Entscheidung nicht entschieden 
wurde. Desgleichen hat der Gerichtshof in seiner Rechtsprechung zur Anwendung der 
Rechtskraft im Unionsrecht regelmäßig entschieden, dass sich die Rechtskraft lediglich auf 
diejenigen Tatsachen- und Rechtsfragen erstreckt, die tatsächlich oder notwendigerweise 
Gegenstand der betreffenden gerichtlichen Entscheidung waren 51.

85. Folglich ist davon auszugehen, dass die streitigen nationalen Rechtsvorschriften dem 
Effektivitätsgrundsatz zuwiderlaufen, da sie es unmöglich machen oder übermäßig erschweren, 
den Verbrauchern den durch die Richtlinie 93/13 gebotenen Schutz zu gewährleisten.

86. Ich komme daher zu dem Ergebnis, dass Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 93/13 
unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Effektivität nationalen Rechtsvorschriften, wie sie 
Gegenstand der Ausgangsverfahren sind, entgegenstehen.

VII. Ergebnis

87. Nach alledem schlage ich dem Gerichtshof vor, die Vorlagefragen des Tribunale di Milano 
(Gericht Mailand, Italien) wie folgt zu beantworten:

Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über 
missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen sind im Licht des Effektivitätsgrundsatzes 
dahin auszulegen, dass sie nationalen Rechtsvorschriften entgegenstehen, denen zufolge das 
Vollstreckungsgericht nicht von Amts wegen oder auf Antrag einer Partei die Missbräuchlichkeit 
der Klauseln eines Vertrags prüfen darf, auf dessen Grundlage ein in Rechtskraft erwachsener 
Mahnbescheid ergangen ist, sofern diese Klauseln nicht Gegenstand einer ausdrücklichen und 
hinreichend begründeten Beurteilung im Hinblick auf diese Richtlinie waren.

48 Vgl. u. a. Urteile vom 3. September 2009, Fallimento Olimpiclub (C-2/08, EU:C:2009:506, Rn. 29 bis 32), vom 2. April 2020, CRPNPAC 
und Vueling Airlines (C-370/17 und C-37/18, EU:C:2020:260, Rn. 94 bis 96), und vom 16. Juli 2020, UR (Mehrwertsteuerpflicht von 
Rechtsanwälten) (C-424/19, EU:C:2020:581, Rn. 31 bis 34).

49 Vgl. dazu Turmo, A., „National Res Judicata in the European Union: Revisiting the Tension Between the Temptation of Effectiveness and 
the Acknowledgement of Domestic Procedural Law“, Common Market Law Review, Bd. 58, 2021, S. 361 bis 390 (375).

50 C-167/17, EU:C:2018:833, Rn. 69.
51 Vgl. Urteile vom 29. Juni 2010, Kommission/Luxemburg (C-526/08, EU:C:2010:379, Rn. 27), und vom 31. Januar 2019, Islamic Republic 

of Iran Shipping Lines u. a./Rat (C-225/17 P, EU:C:2019:82, Rn. 47).
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